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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter Wieviel Tonnen Getreide haben die deutschen 
Löffler Landwirte unter dem Zwang der Verhältnisse 

in diesem Quartal unter dem Interventions- 
preis verkaufen müssen? 


2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Löffler Landwirten zu einem Erlös für ihr Getreide 

zu verhelfen, der den Interventionspreisen 
entspricht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


3. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Explosion in der Sprengstoffabrik Burbach- 
Würgendorf der Dynamit AG am 9. Septem- 
ber dieses Jahres, durch die zwei Menschen 
ums Leben kamen, möglicherweise durch ein 
tieffliegendes alliiertes Düsenflugzeug ver- 
ursacht wurde? 


4. Abgeordneter 

Schmidt 

(Würgendorf) 


Kann die Bundesregierung über das belgische 
Verteidigungsministerium Einsicht in ein Gut- 
achten der Universität Löwen nehmen, aus 
dem hervorgehen soll, daß Nitroglyzerin bei 
Flughöhen von Düsenflugzeugen unter 60 m 
zündbar sein soll und daher ein generelles 
Verbot von Tiefflügen über Sprengstoffabri- 
ken gerechtfertigt sei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


5. Abneordneter Trifft die Behauptung in der „Nürnberger 

Matthöf er Zeitung" vom 18. August 1971 zu, der Bun- 

desminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit versäume seine Aufsichtspflicht, weil 
er „überhaupt noch nie den deutschen Ent- 
wicklungsdienst und die Ausbildungsstätte 
in Wechtenbach bei Bonn besucht" habe? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Varelmann 


7. Abgeordneter 

Varelmann 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


9. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


10. Abgeordneter 
Becker 
(Nienberge) 

11. Abgeordneter 

Kahn- 

Ackermann 


12. Abgeordneter 

Niegel 


Ist es mit dem Gleichheitsgrundsatz vereinbar, 
daß deutsche Angestellte, die bei Auslands- 
vertretungen arbeiten, nicht gleichwertig ge- 
stellt sind mit den in Deutschland tätigen An- 
gestellten bezüglich der Zusatzversorgung? 

Ist es gerechtfertigt, daß bei den Beamten, 
die in den Tropen im Auswärtigen Dienst 
tätig sind, die Dienstzeiten doppelt bewertet 
werden, nicht dagegen bei den Angestellten? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
inzwischen getroffen, um die Härten zu ver- 
meiden, die sich daraus ergeben, daß bei pri- 
vaten Lebensversicherungen von den betrof- 
fenen Rentnern höhere Beiträge einbehalten 
werden, als die öffentliche Hand ihrerseits 
als Zuschuß geleistet hat? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die „Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über den Erholungsurlaub der 
Bundesbeamten und Richter im Bundesdienst" 
vom 8. September 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1313) gegen den Wortlaut des § 34 des 
Schwerbeschädigtengesetzes verstößt, da für 
schwerbeschädigte Beamte ein Zusatzurlaub 
von fünf Arbeitstagen vorgesehen ist, wäh- 
rend das Schwerbeschädigtengesetz Anspruch 
auf einen jährlichen Zusatzurlaub von (min- 
destens) sechs Arbeitstagen gibt? 

Wann ist mit einer entsprechenden Änderung 
der Verordnung zu rechnen? 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Bundes- 
regierung auf Grund des § 25 des Berufsaus- 
bildungsgesetzes eine Ausbildungsordnung 
für Verwaltungslehrlinge erläßt, nachdem die 
Qualität der Ausbildung von Verwaltungs- 
lehrlingen in einer Reihe von Bundesländern 
ernsthafte Mängel aufweist, die eine dring- 
liche Beseitigung erfordern? 

Trifft die Behauptung der Zeitung „Die Welt" 
vom 23. September 1971 zu, daß „bedeutende 
Amtsträger im heutigen Kabinett Brandt" . . . 
„seit 1967/68 bei großen kommunistischen 
Parteien des Auslandes im Wort sind," . . . 
„sich ihnen und über sie der SED verpflich- 
tet" (haben), „bei Fortbestehen des KPD- 
Verbotes eine kommunistische Partei in der 
Bundesrepublik Deutschland zu tolerieren", 
und war das der eigentliche Anlaß, daß die 
Bundesregierung darauf verwies, „aus Grün- 
den der Staatssicherheit" die entsprechende 
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Frage in der Kleinen Anfrage der CDU/CSU- 
Fraktion nach der DKP nicht zu beantworten, 
während Bundeskanzler Brandt auf entspre- 
chende Fragen des Generalsekretärs der kom- 
munistischen Partei der UdSSR Breschnew 
antwortete, die DKP sei „legal"? 


13. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß seit 
geraumer Zeit in verschiedenen Bundeslän- 
dern Glas-Weinflaschen zwar dem Weinkäufer 
berechnet, jedoch nicht mehr zurückgenommen 
werden? 


14. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Rücknahme zur weiteren Verwen- 
dung der Flaschen, die ja keine Einwegflaschen 
sind, zu veranlassen, um dadurch zusätzlichen 
Abfall für die Müllbeseitigung zu verringern? 


15. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu — beispielsweise 
Engelsberger in der Süddeutschen Zeitung vom 20. Septem- 
ber 1971 — , daß Bundeskanzler Brandt gegen- 
über dem sowjetischen Parteichef Breschnew 
die Partei Bachmanns, nämlich die DKP, als 
legal bezeichnet habe, während im sog. Schrüb- 
bers-Bericht festgestellt worden war, daß die 
DKP die Arbeit der verbotenen KPD fortsetze, 
und es ferner die Bundesregierung abgelehnt 
hat, auf die Frage der Opposition nach der 
Verfassungsmäßigkeit der DKP Stellung zu 
nehmen? 


16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
Dr. Althammer Notlage der Flüchtlinge aus Pakistan neuer- 
dings sehr zugespitzt hat und eine Hunger- 
katastrophe größten Ausmaßes droht? 


17. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher unter- 

Dr. Althammer nommen. um Hilfe zu leisten, und ist die 

Bundesregierung bereit, angesichts der wach- 
senden Not ihre Hilfe wesentlich zu verstär- 
ken? 


18. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tat- 
Vogt sache, daß bei Katastrophen — wie zuletzt 

noch beim Flugzeugunglück in Hamburg — 
die Tätigkeit der Hilfsorganisationen durch 
Schaulustige stark behindert wird, obwohl 
nach Meinung der Bundesregierung ausrei- 
chende gesetzliche Bestimmungen (vgl. Steno- 
graphischer Bericht der 126. Sitzung) bestehen, 
die es gestatten, den Einsatz und die Tätig- 
keit der Hilfsorganisationen sicherzustellen? 


19. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Ist die Bundesregierung bereit, den immer 
noch bestehenden echten Bedarf der Geschä- 
digten nach Aufbaudarlehen aus dem Lasteri- 
ausgleich sowie der Tatsache, daß die Gewäh- 
rung solcher Darlehen nach geltendem Recht 
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allgemein am 31. Dezember 1971 ausläuft, inso- 
fern Rechnung zu tragen, als sie entsprechend 
den Empfehlungen des Kontrollausschusses 
und des Ständigen Beirates beim Bundesaus- 
gleichsamt alsbald eine Regelung vorlegt, die 
eine kontinuierliche Bereitstellung entspre- 
chender Mittel auch für die Jahre 1972 bis 
1974 vorsieht? 

20. Abgeordneter Ist zu erwarten, daß die Bundesregierung ent- 
Freiherr sprechend der Entschließung des Deutschen 

von Fircks Bundestages vom 11. November 1970 im Jahre 

1971 im Rahmen der Kriegsschadenrente eine 
Schluß regelung für die Berücksichtigung von 
solchen ehemals Selbständigen vorlegt, die 
bei den jetzigen Jahrgangs- und Erwerbs- 
unfähigkeitsvoraussetzungen nicht berücksich- 
tigt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Erlaß des Hes- 

Erhard sischen Ministers der Justiz vom 21. Januar 

(Bad Schwalbach) 1970, AZ 4736 E - II1/2 - 63 bekannt, wonach 

die Strafverfolgungsbehörden angewiesen 
werden, Strafverfolgungsersuchen an die däni- 
schen Behörden nicht zu stellen, wenn Bürger 
in der Bundesrepublik Deutschland durch Ver- 
teilung unzüchtiger Schriften belästigt und be- 
leidigt werden durch Personen, die in Däne- 
mark ihren Aufenthalt haben? 

22. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung den Rechts- 

Erhard und Ehrenschutz der Bürger in der Bundes- 

(Bad Schwalbach) republik Deutschland bei Verletzungen durch 

Täter, die im Ausland wohnen und von dort 
aus handeln, zu gewährleisten? 

23. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das vom 

Dr. Schneider Meinungsforschungsinstitut Allensbach ver- 

(Nürnberg) öffentlichte Ergebnis einer Umfrage, nach der 

sich 69°/o der befragten Personen für einen 
verstärkten staatlichen Schutz der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung ausgesprochen haben, 
und gedenkt sie, Schlußfolgerungen hieraus 
für eine Überprüfung des geltenden Rechts 
der Untersuchungshaft zu ziehen? 

24. Abgeordneter Prüft die Bundesregierung die Anregung des 

Vogt Staatssekretärs im Justizministerium des Lan- 

des Nordrhein-Westfalen, Prof. Klug, den 
Straftatbestand des pflichtwidrigen Führens 
von Fahrzeugen im Straßenverkehr auch da- 
hin gehend zu präzisieren, daß von diesem 
Straftatbestand künftig ausdrücklich auch die 
Behinderung von Rettungsmaßnahmen erfaßt 
werden soll? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


25. Abgeordneter Welche Ursachen liegen vor, daß auf der Inter- 
Ott nationalen Messe von Thessaloniki („Die 

Welt“ vom 17. September 1971) unter den 21 
ausländischen Pavillons der deutsche einer 
der schlechtesten war und in diesem Jahr nur 
noch aus einem größeren Raum bestand im 
Gegensatz zum Vorjahr mit einer ganzen 
Halle? 

Ist die Bundesregierung nicht mehr daran 
interessiert, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land weiterhin einer der wichtigsten Handels- 
partner Griechenlands bleibt? 

27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der Bremer 

Dr. Sprung Tageszeitung „Weser Kurier 11 vom 30. August 

1971 wiedergegebene Auffassung des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Rosenthal, daß 
die Stabilität nur erreicht werden könne, in- 
dem man mehr Waren auf den deutschen 
Markt bringe, d. h. die Exporte zu erschweren 
und die Importe zu erleichtern? 

28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die im „Weser 

Dr. Sprung Kurier 11 vom 27. August 1971 wiedergegebene 

Auffassung des Präsidenten des Bremer Se- 
nats, Bürgermeister Koschnick, Pläne für eine 
europäische Währung könnten der Beginn der 
Zerstörung einer Leitwährung für den Außen- 
handel sein und für Europa einen Handels- 
krieg gegen die Dollarländer jenseits des 
Atlantiks einleiten, der von Europa nicht 
gewonnen werden könne? 

29. Abgeordneter Aus welchen Gründen will die Bundesregie- 

Rollmann rung außer der Branntweinsteuer für Trink- 

alkohol auch noch die für das gesamte Steuer- 
aufkommen unwesentliche Branntweinsteuer 
für Arzneimittel- und Körperpflegemittelal- 
kohol um 25°/o erhöhen und damit eine we- 
sentliche gesundheits- und hygiene-politisch 
unerwünschte Preiserhöhung von Arznei- und 
Körperpflegemitteln verursachen? 

30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Sport- 

Dr. Evers lehrer bei der steuerlichen Geltendmachung 

ihrer Aufwendungen für sportliche Ausrüstung 
erhebliche Schwierigkeiten haben, einen an- 
gemessenen Teil dieses Aufwands steuerlich 
wirksam geltend zu machen, und daß die ein- 
zelnen Finanzämter hierbei sehr unterschied- 
lich verfahren? 


26. Abgeordneter 

Ott 
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31. Abgeordneter 

Dr. Evers 


32. Abgeordneter 

Seibert 


33. Abgeordneter 

Seibert 


34. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


35. Abgeordneter 

Mauehe r 


36. Abgeordneter 

Maucher 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
einer regionalen und fachlichen Gleichbehand- 
lung der Sportlehrer dafür Sorge zu tragen, 
daß die Finanzämter bei einer Anerkennung 
der steuerlichen Absetzbarkeit von sportlicher 
Berufskleidung nach Möglichkeit gleichmäßig 
vorgehen und durch eine zeitgemäße Hand- 
habung einen Beitrag dazu leisten, daß die 
Benachteiligung der Sportlehrer gegenüber 
anderen Berufen auch in diesem Bereich abge- 
baut wird? 

Ist der Bundesregierung der Fall leichtsinniger 
Grundwasserverseuchung durch US-Streit- 
kräfte bekannt, der sich kürzlich in Aschaffen- 
burg ereignete und über den das „Main-Echo“ 
in seiner Ausgabe Nr. 212 vom 15. September 
1971 berichtete? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus diesen und ähnlichen Vorfällen 
zu ziehen, und welche rechtlichen Vereinba- 
rungen bestehen für die Schadensregulierung? 

Wird die Bundesregierung bei ihren Überle- 
gungen, die Kraftfahrzeug- und Mineralöl- 
steuer anzuheben, entsprechend der jetzigen 
Regelung bei der Güterkraftverkehrsteuer 
Präferenzen für das Zonenrandgebiet und die 
Frachthilfegebiete vorsehen? 

Welche Verbesserungen sind bezüglich der 
Kraftfahrzeugsteuerermäßigung für Schwerbe- 
schädigte zu erwarten, wie nach Pressemittei- 
lungen von seiten des zuständigen Bundes- 
ministeriums an SPD-Abgeordnete zugesichert 
wurde? 

Ist die Bundesregierung bereit, Erleichterun- 
gen zu schaffen, wenn z. B. das Fahrzeug von 
Angehörigen auch für den Berufsverkehr be- 
nutzt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß Be- 
Frau Meermann hörden, die sich zum Vorteil eines Empfängers 
von Kriegsopfer- oder Lastenausgleichsrenten 
geirrt haben, häufig auch dann eine Rücker- 
stattung fordern, wenn anzunehmen ist, daß 
der Irrtum nicht zu erkennen war, und daß 
die zuviel gezahlten Beträge im guten Glau- 
ben ausgegeben wurden? 
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38. Abgeordnete 

Frau Meermann 

39. Abgeordneter 

Ruf 


40. Abgeordneter 

Ruf 


41. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


42. Abgeordneter 

Zebisch 


43. Abgeordneter 
Zebisch 


44. Abgeordneter 

Fiebig 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, hier aufklärend zu wirken? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die von ihr am 2. September 1971 öffentlich 
vertretene Ansicht, die Kostenerstattung sei 
für Angestellte mit Monatsgehältern über 
1800 DM zulässig, im Widerspruch zu der 
Entscheidung des Bundesversicherungsamtes 
vom 2. August 1971 steht, wonach die von den 
Ersatzkassen angestrebte Kostenerstattung für 
ihre freiwilligen Mitglieder nach der Reichs- 
versicherungsordnung — nicht zuletzt auf 
Grund ihrer erst 1969 vorgenommenen Ände- 
rung — schlechthin unzulässig ist? 

Teilt die Bundesregierung die u. a. vom Deut- 
schen Gewerkschaftsbund vertretene Auffas- 
sung, daß die teilweise Kostenerstattung für 
die freiwilligen Mitglieder der gesetzlichen 
Krankenversicherung diesen Personenkreis 
wegen der entfallenden Wirtschaftlichkeits- 
und Notwendigkeitsprüfung bei der ärztlichen 
Behandlung und Arzneimittelverordnung so- 
wie wegen der höheren Verwaltungskosten 
zu Lasten der Pflichtversicherten begünstigt 
und damit gegen das Solidaritätsprinzip ver- 
stößt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Man- 
gel an praktischen Ärzten auf dem Land, und 
sieht sie unabhängig von den Bemühungen 
der kassenärztlichen Vereinigungen Möglich- 
keiten, eine ausreichende ärztliche Versor- 
gung der Bevölkerung durch gesetzliche Maß- 
nahmen, beispielsweise im Rahmen der Reichs- 
versicherungsordnung, sicherzustellen? 

Welche Erfahrungen gibt es beim Ausbau von 
Diagnosezentren für Sozialversicherte, und 
was wird die Bundesregierung zur Förderung 
der Schaffung von Zentren dieser Art tun, um 
auch die Sozialversicherten zunehmend am 
Fortschritt in der Medizin teilnehmen zu las- 
sen? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um besonders in ländlichen und medizinisch 
unterversorgten Gebieten einen Anreiz zur 
gemeinschaftlichen Praxisausübung zu geben, 
um vor allem den Kassenpatienten die Chan- 
cen zu geben, zunehmend durch Leistungen 
von Diagnose- und Vorsorgezentren betreut 
zu werden? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
in den in der Bundesrepublik Deutschland 
vorhandenen Sanatorien und Heilstätten ge- 
nügend Kurplätze für Silikoseerkranktc, ins- 
besondere solche Erkrankte mit begleitender 
aktiver Tuberkulose, zur Verfügung stehen? 
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45. Abgeordneter 
Fiebig 


Wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um die Situation für die Silikoseer- 
krankten zu verbessern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


46. Abgeordneter 

Dr. Jungmann 


47. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 


48. Abgeordneter 

Rollmann 


49. Abgeordneter 

Weigl 


50. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Ist es zutreffend, daß die britische Regierung 
die vor 118 Jahren eingeführte Pockenschutz- 
impfungspflicht für Kinder auf Anraten des 
Joint Committee on Vaccination and Immu- 
nization mit der Begründung abgeschafft hat, 
daß die Gefahr der Nebenwirkungen nach 
Impfungen größer sei als die Ansteckung? 

Welche Sicherheitsmaßnahmen sind seit mei- 
ner Mündlichen Anfrage vom 27. Januar 1971 
für die Apotheken im Hinblick auf Einbrüche 
auf dort lagernde Rauschgifte und Opiate ein- 
geleitet oder getroffen worden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
nahme des kommunistischen Studentenbundes 
Spartakus in die Studentische Zentralstelle 
für den Bundesjugendplan? 

Trifft es zu, daß die Geschäftsführerin der 
Studentischen Zentralstelle zur Verteilung der 
Mittel aus dem Bundesjugendplan, die frühere 
SDS-Landesverbandsvorsitzende Karin Hem- 
pel-Soos, im Einvernehmen mit der Bundes- 
regierung die Mitgliedsverbände davon unter- 
richtete, daß in Zukunft USA- und Israelakti- 
vitäten nicht mehr aus dem Bundesjugendplan 
gefördert werden können, bzw. wie hat sich 
diese Unterrichtung der studentischen Mit- 
gliedsverbände auf den deutsch-israelischen 
Studentenaustausch ausgewirkt? 

Ist nach Kenntnis der Bundesregierung eine 
Vereinbarung der Bundesländer über die Ein- 
richtung einer gemeinsamen Behörde für die 
Erteilung der Prüfungsnummer für Qualitäts- 
branntwein aus Wein gemäß § 40 Abs. 1 Nr. 8 
des Weingesetzes vom 14. Juli 1971 (BGBl. I 
S. 893), wie sie bei Behandlung des Gesetzes 
im Vermittlungsausschuß erörtert wurde, zu- 
standegekommen, um eine einheitliche Beur- 
teilung der Weinbrände zu gewährleisten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

51. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, so wie es 
Seefeld schon in Bayern geschieht, entlang den Bun- 

desautobahnen Hinweisschilder anzubringen, 
die auf die Frequenzen hinweisen, auf denen 
jeweils am besten der Verkehrswarnfunk der 
deutschen Rundfunksender empfangen werden 
kann? 
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52. Abgeordneter 

Halfmeier 


53. Abgeordneter 

Halfmeier 


54. Abgeordnete 

Frau Schlei 


55. Abgeordnete 

Frau Schlei 


56. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


57. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 


58. Abgeordneter 

Wittmann 

(Straubing) 


59. Abgeordneter 

Dr. Enders 


60. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
noch immer an zahlreichen technisch nicht ge- 
sicherten Bahnübergängen Läutetafeln befin- 
den, obwohl bei einem großen Teil der Trieb- 
fahrzeuge und bei fast allen Schienenomni- 
bussen die Läutewerke ausgebaut sind und 
damit die technischen Voraussetzungen in 
Widerspruch zu den die Bahnübergänge si- 
chernden Tafeln stehen? 


Bis wann ist mit der endgültigen Beseitigung 
der Läutetafeln und dieser der Sicherheit der 
betreffenden Bahnübergänge nicht dienenden 
Sachlage zu rechnen? 

Wieviel Fastzusammenstöße hat es im zivilen 
Luftverkehr über der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Jahre 1969, 1970 und im ersten Halb- 
jahr 1971 gegeben unter Beteiligung von 
Militärflugzeugen und unter Beteiligung son- 
stiger Flugzeuge? 

Hält der Bundesminister für Verkehr die 
bestehenden Flugsicherungseinrichtungen zum 
Schutz des zivilen Luftverkehrs in der Bun- 
desrepublik Deutschland für ausreichend? 

Hält die Bundesregierung die Übernahme der 
in Frankreich geplanten Regelung für nützlich, 
wonach Autoreifen mit Farbeinlagen, die bei 
einem Millimeter Profiltiefe sichtbar werden, 
obligatorisch sein sollen? 

Hält es die Bundesregierung für unvermeid- 
bar, daß fristgerecht eingereichte Anträge auf 
Bundeszuwendung zur Förderung des kombi- 
nierten Verkehrs und des Gleisanschlußver- 
kehrs abgelehnt werden mit Hinweis auf das 
Ende 1972 auslaufende Programm? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß solche betrieblichen Investitionen, 
die der Deutschen Bundesbahn zugute kom- 
men und die Verkehrsbelastung der Straßen 
abbauen, auch in Zukunft gefördert werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
mühungen kommunaler Körperschaften und 
politischer Gremien in Gemeinden an stark 
befahrenen Bundesstraßen, wegen der uner- 
träglichen Lärmbelästigung den schweren 
LKW-Fernverkehr während der Nachtstunden 
zeitweilig zu untersagen und auf parallel ver- 
laufende Autobahnen zu verlegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, eindeutige 
Vorschriften zu erlassen, nach denen Straßen- 
sperrungen zum Schutz der Nachtruhe der 
Anwohner vorgenommen werden können? 
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61. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


62. Abgeordneter 

Röhner 


63. Abgeordneter 

Kiechle 


64. Abgeordneter 

Kiechle 


65. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


66. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

67. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

68. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


69. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Liegt der Bundesregierung ein Erfahrungs- 
bericht über das Ergebnis der ersten Stufe bei 
der von ihr genehmigten stufenweisen Auf- 
lösung von sechs Bundesbahndirektionen vor, 
nachdem die Deutsche Bundesbahn zum 1. Ja- 
nuar 1972 zur Stufe zwei übergeht und mit 
der Auflösung weiterer Direktionen beginnt? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach durch die 
zuständigen Behörden Weisungen bzw. Emp- 
fehlungen ergangen sind, daß Rastplätze an 
Bundesautobahnen und Bundesstraßen nicht 
mehr nach mittel- und ostdeutschen Städten 
und Landschaften benannt werden dürfen? 

Trifft es zu, daß eine Reihe von begonnenen 
größeren Straßenbaumaßnahmen in Bayern im 
Jahre 1971 stillgelegt werden mußten, und 
welche Auswirkungen hat das auf das Jahr 
1972? 

Trifft es zu, daß in Bayern im Jahre 1972 
keine neuen größeren Projekte angefangen 
werden können und falls nein, welche werden 
begonnen? 

Sind die Verhandlungen des Bundesministers 
der Verteidigung mit dem Bundesminister für 
Verkehr über die Umschreibung von Militär- 
Luftfahrzeugführerscheinen ohne nochmalige 
Überprüfung in Berufsluftfahrzeugführer- 
scheine, die in der Antwort des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs Berkhan auf die Frage 
des Abgeordneten Jung vom 11. September 
1970 für den Sommer dieses Jahres in Aus- 
sicht gestellt wurden, abgeschlossen und wenn 
ja, mit welchem Ergebnis? 

Wenn nein, wann ist mit einem Abschluß zu 
rechnen, und welches Ergebnis ist zu er- 
warten? 

Ist der Bundesregierung die Zahl der jährlich 
verlorengehenden Einschreibebriefe bekannt? 

Wie hoch belaufen sich die Beträge, die von 
der Deutschen Bundespost für verlorenge- 
gangene Einschreibebriefe jährlich ausgegeben 
werden müssen, und welche Maßnahme unter- 
nimmt die Deutsche Bundespost gegen die 
Zunahme der Verlustsendungen? 

Hält die Bundesregierung die durch den Be- 
schluß des Gemeinsamen Senats der Obersten 
Bundesgerichte vom 15. März 1971 — GmS 
OGB 1/70 — festgestellte Rechtslage über den 
bei Anfechtung von Fernmeldegebühren nach 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Fern- 
meldeanlagen vom 14. Januar 1928 (RGBl. I 
S. 8) gegebenen Rechtsweg zu den ordent- 
lichen Gerichten für sachlich zweckmäßig? 
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70. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag im Interesse des rechtsuchenden 
Publikums eine Änderung des Fernmeldean- 
lagengesetzes varzuschlagen, durch die die 
Verwaltungsgerichte für die Anfechtung von 
Fernmeldegebührenbescheiden der Deutschen 
Bundespost zuständig werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


71. Abgeordneter 

Kleinert 


72. Abgeordneter 

Dr. Böhme 


73. Abgeordneter 

Dr. Böhme 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
Begriff „Haushaltungsvorstand" so wie er in 
den Familienheimrichtlinien (GMB1. 1971, 
Seite 193) gebraucht wird, der vom Grund- 
gesetz und der herrschenden Lebensauffassung 
geprägten Vorstellung vom Wesen der Ehe- 
gemeinschaft gerecht wird, und soll sich dieser 
Begriff nach dem Einkommen des einen oder 
anderen Ehegatten richten — wie es nach 
Auskunft der Oberfinanzdirektion Hannover 
den Anschein hat — , oder ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß ihre Fürsorgepflicht 
für die Beamten und Angestellten des öffent- 
lichen Dienstes von derartigen, in Einzel- 
fällen rein zufälligen Fragen des Familien- 
stands unabhängig, ausschließlich im Interesse 
ihrer Bediensteten, ohne Rücksicht auf die 
Einkommensverhältnisse ihrer Familienange- 
hörigen sein soll? 

In welchem Stadium der Vorbereitung befin- 
det sich der Entwurf für ein Sondergesetz über 
die Sanierungs-ZEntwicklungsgemeinschaften 
gemäß § 14 Abs. 2, § 60 Abs. 2 des Städtebau- 
förderungsgesetzes unter Bezugnahme auf den 
vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung 
am 16. Juni 1971 verabschiedeten Entschlies- 
sungsantrag? 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber 
machen, wann der Entwurf den gesetzgeben- 
den Körperschaften zugeleitet wird, und teilt 
sie die Sorge, daß eine zeitlich verzögerte 
Verabschiedung des Sondergesetzes die Ge- 
fahr in sich birgt, daß die in den §§ 14, 60 
des Städtebauförderungsgesetzes vorgesehene 
Mitwirkung der betroffenen Bürger an der 
Durchführung von Sanierungs-/Entwicklungs- 
maßnahmen ausgeschaltet oder zumindest 
nicht unerheblich beeinträchtigt werden 
könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

74. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Dr. Gölter der vom infas-Institut durchgeführten Be- 

fragung über die Einstellung der Bevölkerung 
zu bildungspolitisch wichtigen Fragen bei? 
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75. Abgeordneter 

Dr. Gölter 

76. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


77. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


78. Abgeordneter 

Josten 


79. Abgeordneter 

Josten 


80. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


81. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus den Ergebnissen zu ziehen? 

Wie steht die Bundesregierung zu der Äuße- 
rung von Staatssekretär von Dohnanyi in 
einem Aufsatz in der Wochenzeitung „Die 
Zeit", daß in Zukunft Hochschuleingangsprü- 
fungen als geeignetes Mittel zur Beseitigung 
des Numerus clausus ins Auge gefaßt werden 
müßten? 

Welche Auffassung zur weiterführenden Bil- 
dung macht sich die Bundesregierung zu eigen: 
die von Staatssekretär von Dohnanyi in der 
Wochenzeitung „Die Zeit" geäußerte Forde- 
rung nach Hochschuleingangsprüfungen als 
geeignetem Mittel zum Abbau des Numerus 
clausus oder die von Staatssekretär Frau 
Hamm-Brücher in ihrer Rede vor dem schwe- 
dischen Nationalkomitee für kulturelle Zu- 
sammenarbeit in Europa am 2. September 
1971 vertretene These, „eine neuerliche Be- 
schränkung des Zugangs zur weiterführenden 
Bildung würde zur Renaissance gerade erst 
mühsam abgebauter Bildungsprivilegien füh- 
ren"? 

Ist die Bundesregierung bereit, Grundsatzfor- 
derungen für die Errichtung von Kernkraft- 
werken zu stellen, welche u. a. den Bau in 
dichtbewohnten Gegenden und Erholungsge- 
bieten verbietet? 

Wie burteilt die Bundesregierung die von 
in- und ausländischen Wissenschaftlern ge- 
äußerten Bedenken, daß die Sicherheitsmaß- 
nahmen zur Verhütung von Schäden für die 
Umwelt beim Bau von Kernkraftwerken unge- 
nügend sind? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Mit- 
tel aus der ersten Tranche der Bildungsanleihe 
in Höhe von 260 Millionen DM nicht für Maß- 
nahmen der Bildungspolitik verwendet wor- 
den sind, sondern bei der Deutschen Bundes- 
bank stillgelegt worden sind? 

Wenn ja, welche Kosten sind dem Bundes- 
haushalt aus diesen Maßnahmen zusätzlich 
erwachsen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


82. Abgeordneter Hat der frühere Präsident des Bundesnach- 
Dr. Bußmann richtendienstes, Reinhard Gehlen, vor Ver- 
öffentlichung seiner Erinnerungen um die 
beamtenrechtlich erforderliche Genehmigung 
nachgesucht, und ist diese erteilt worden? 
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83. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


84. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


85. Abgeordneter 

Reddemann 


86. Abgeordneter 

Reddemann 


87. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


88. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


89. Abgeordneter 

Röhner 


Entspricht die Meldung der Welt am Sonntag 
vom 19. September 1971 den Tatsachen, nach 
welcher „Staatssekretär Bahr mit einem hoch- 
gestellten Kontaktmann des Zentralkomitees 
der sowjetischen KP" die Reise des Bundes- 
kanzlers auf die Krim vorbereitet hat? 

Wo hat Staatssekretär Bahr diesen Kontakt- 
mann des Zentralkomitees der sowjetischen 
KP getroffen, wie hieß dieser und wurde von 
diesen Gesprächen das Auswärtige Amt 
informiert? 

Handelt es sich bei den Publikationsorganen, 
die nach neuerer Ansicht des Bundeskanzlers 
die Pressefreiheit „mißbrauchen", auch um 
Zeitungen oder Zeitschriften, die der gegen- 
wärtigen Bundesregierung und der sie tra- 
genden Koalition nahestehen, oder glaubt die 
Bundesregierung, einen angeblichen Miß- 
brauch nur bei Publikationen zu sehen, die 
ihre Politik kritisch begleiten? 

Wie heißen die Presseerzeugnisse, die nach 
Auffassung des Bundeskanzlers die im Grund- 
gesetz garantierte Pressefreiheit „mißbrau- 
chen", und welche konkreten Mißbrauchtat- 
bestände sind nach Meinung des Bundeskanz- 
lers vorhanden? 

Wie hoch ist die Auflage der vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung heraus- 
gegebenen Broschüre „Sozial-Report '71", und 
nach welchen Gesichtspunkten erfolgte die 
Verteilung? 

Wie hoch waren die Kosten für Gestaltung 
und Drucklegung einschließlich Verteilung, 
und wie wurden diese Kosten auf die im Im- 
pressum aufgeführten Beteiligten aufgeteilt? 

Wie hoch sind die Gesamtkosten, die die 
Bundesregierung für Inserate und sonstige 
Veröffentlichungen derzeitig aufwendet, um 
der Öffentlichkeit das darzustellen, was in 
der Fragestunde mit Herrn Staatssekretär 
Ahlers am 23. September 1971 als „Halbzeit- 
bilanz-Aktion der Bundesregierung" bezeich- 
net wurde? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


90. Abgeordneter Welche Bundesbehörden werden auf Grund 

Weigl des Viermächte- Abkommens über Berlin vom 

3. September 1971 (s. Anlage II Abs. 2) aus 
der deutschen Hauptstadt abgezogen? 
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91. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 


92. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 


93. Abgeordneter 

Engelsberger 


94. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Sdileiden) 


95. Abgeordneter 

Niegel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche deutsche Staatsangehörige, die vor 
langer Zeit in der französischen Fremden- 
legion Militärdienst ableisteten, dort aber vor 
ihrer Entlassung flüchteten, bei Reisen in 
Frankreich verhaftet und bis zur Gerichtsver- 
handlung wochenlang inhaftiert werden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, um Strafverfolgungen und Verurtei- 
lungen auf Grund dieses Tatbestands zu ver- 
hindern? 

Treffen Meldungen zu, daß Bundeskanzler 
Brandt vom Generalsekretär der KPdSU, 
Leonid Breschnew, nicht in seiner Eigenschaft 
als Regierungschef der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern als Vorsitzender der 
SPD eingeladen worden sei und deshalb weder 
der Bundesaußenminister noch dessen Staats- 
sekretär an der Reise auf die Krim teilgenom- 
men hätten? 

Wann gedenkt die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag einen Entwurf eines Gesetzes 
zur Ratifizierung der am 6. Mai 1969 von dem 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutsch- 
land Unterzeichneten Europäischen Konven- 
tion der Mitgliedstaaten des Europarats über 
den Schutz des archäologischen Erbes vorzu- 
legen? 

Welche Gründe sind maßgebend und wer ist 
verantwortlich, daß die bis jetzt fertigge- 
stellten Bände der Kriegsgefangenendokumen- 
tation der Kommission unter Leitung von 
Prof. Maschke der Öffentlichkeit nicht frei- 
gegeben werden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Trifft es zu, daß Dienststellen des Bundes 
Weigl die Anweisung erhalten haben, den SPD- 

offiziösen Pressedienst PPP zu beziehen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 

Varelmann 


3. Abgeordneter 

Varelmann 


4. Abgeordneter 

Engelsberger 


5. Abgeordneter 

Dr. Franz 


6. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 


In welchem Umfange sind deutsche Botschaf- 
ten in Mietshäusern untergebracht, und wie 
hoch ist die Miete, die dafür zu entrichten 
ist? 

Ist es dem Ansehen Deutschlands nicht we- 
sentlich dienlicher, wenn die deutschen Bot- 
schaften im Ausland in eigenen Häusern ihren 
Sitz haben? 

Treffen Meldungen zu, daß das Auswärtige 
Amt aus den Berichten von 53 Botschaften 
bzw. anderen Bonner Vertretungen in Staaten, 
in denen die Bundesrepublik Deutschland mit 
der „DDR" in Konkurrenz stehe, den Schluß 
gezogen habe, „die Zielrichtung der DDR ist 
nicht Koexistenz, sondern die Verdrängung 
der Bundesrepublik"? 

Ist es zutreffend, daß nach der Auflösung des 
Konsulates in Belo Horizonte im Jahre 1971 
Ortskräften, die mehr als 10 Jahre beschäftigt 
waren, bei der Kündigung das diesen nach 
brasilianischem Arbeitsrecht, das den Arbeits- 
verträgen zugrunde lag, zustehende Abfin- 
dungsgeld von zwei Monatsgehältern pro ge- 
leistetem Arbeitsjahr verweigert worden ist 
und lediglich pro geleistetem Arbeitsjahr ein 
halbes Monatsgehalt gezahlt wurde, weswe- 
gen bereits vor brasilianischen Arbeitsgerich- 
ten Klagen anhängig sein sollen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Herrn Staatssekretärs Frank, daß ein Beamter, 
der ein „Regierungsgeheimnis" an die Öffent- 
lichkeit weitergibt, nur niedere Motive haben 
könne, oder ist sie bereit einzuräumen, daß 
die Politik der Bundesregierung, nach der es 
zwei deutsche Staaten geben soll, von einem 
Beamten als schierer Verfassungsverstoß und 
damit als Gewissensfrage angesehen werden 
kann, die außerordentliche Mittel rechtfertigt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Plant die Bundesregierung eine Gesetzesvor- 

Dr. Gölter läge, nach der Mülldeponien in Zukunft nur 

noch von öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
betrieben werden dürfen? 

8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 

Dr. Schmitt- in der Publikation „Umwelt 2000" des For- 

Vockenhausen schungsinstituts Senckenberg (Frankfurt/Main) 

vorgelegten Vorschläge für den Umweltschutz 
am Oberrhein in ihre Überlegungen, die in 
der Antwort auf meine Mündliche Anfrage 
vom Juli 1971 niedergelegt sind, einzube- 
ziehen? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Dr. Evers der Tarif gemeinschaft des Bundes, der Länder, 

der Gemeinden, der ÖTV und der DAG da- 
rauf hinzuwirken, daß beitragsbezogene Ver- 
sicherungsrenten der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder ebenso wie Versor- 
gungsrenten dieser Anstalt dynamisiert wer- 
den? 

Welche Rechte bzw. rechtliche Begrenzungen 
ergeben sich bei der mitgliedsmäßigen Mit- 
wirkung von Ausländern in den politischen 
Parteien der Bundesrepublik Deutschland? 

11. Abgeordneter Betrachtet es die Bundesregierung als billig, 
Link wenn Bediensteten der ehemaligen Reichs- 

autobahnen die Zeit einer Tätigkeit in Öster- 
reich während des Krieges bei der Zusatz- 
versorgung im öffentlichen Dienst nicht an- 
gerechnet wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Weigl Landgericht Flensburg (Einziehungsverfahren 

— betreffend den Entwurf des Programms 
der kommunistischen Partei Deutschlands) in 
der schriftlichen Urteilsbegründung getroffene 
Feststellung: „Da für die Wirtschaftsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie 
im Grundgesetz überhaupt einen Niederschlag 
gefunden hat, keine Form vorausbestimmt 
ist, erscheint der Sozialismus als solcher mit 
einer freiheitlichen Demokratie im Sinne des 
Grundgesetzes nicht unvereinbar. Der Pro- 
grammentwurf läßt deshalb Tendenzen gegen 
die freiheitlich demokratische Grundordnung 
nicht erkennen . . ."? 


10. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


13. Abgeordneter 

Hussing 


14. Abgeordneter 

Hussing 


15. Abgeordneter 

Vogt 


16. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


17. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


18. Abgeordneter 

Rollmann 


Wie bewertet die Bundesregierung die Be- 
hauptung des Herrn Dipl. Ing. Raimund Probst, 
Architekt, Lehrbeauftragter der Universität 
Karlsruhe (TH) und Öffentlich bestellter und 
vereidigter Sachverständiger, in der Wochen- 
zeitung „Die Zeit" vom 11. Dezember 1970, 
Seite 57, wo es heißt: „Selbst die staatlichen 
Materialprüfämter seien zu schizophrener 
Denkungsart gezwungen, weil auf kommer- 
zieller Basis Untersuchungen auszuführen 
sind."? 

Gedenkt die Bundesregierung, soweit der vor- 
zitierte Tatbestand richtig ist, Maßnahmen 
zu ergreifen, um die uneingeschränkte Ob- 
jektivität und Neutralität dieser Institution 
einschließlich der Bundesanstalt für Material- 
prüfung sicherzustellen? 

Was hat den Planungsausschuß der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" bewogen, den Kreis Jü- 
lich nicht in das System der Regionalen Ak- 
tionsprogramme einzubeziehen, obwohl das 
von der Landesregierung von Nordrhein- 
Westfalen beantragt worden ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Kontrollpunkt Horst von den zuständigen 
DDR-Behörden erheblich ausgebaut und mo- 
dernisiert worden ist, während der Kontroll- 
punkt Lauenburg nach wie vor von der Ver- 
kehrsführung und den Abfertigungsanlagen 
her einen provisorischen Charakter hat und 
nicht geeignet ist, den Erfordernissen eines 
wachsenden Berlin- Verkehrs in allen Situa- 
tionen, vor allem bei großen Stauungen ge- 
recht zu werden? 

Welche Überlegungen und welche bereits 
konkreten Pläne gibt es bei der Bundesregie- 
rung einerseits, der zuständigen Oberfinanz- 
direktion andererseits, hier durch den weite- 
ren Ausbau der B 5, der bisher verzögert 
worden ist, der Schaffung ausreichenden Stau- 
raumes und von Parkplätzen am Kontroll- 
punkt sowie durch Modernisierung und Aus- 
bau der Abfertigungsanlagen des Kontroll- 
punkts Lauenburg verbesserte Bedingungen 
für die diensttuenden Beamten und die Rei- 
senden, vor allem im Lkw-Verkehr, zu er- 
reichen? 

Treffen Meldungen zu, daß in der Bundes- 
regierung Pläne zur Aufhebung des Auslands- 
investitionsgesetzes erwogen werden? 
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19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Absichts- 
Rollmann erklärung dahin gehend abzugeben, daß sie 

sich mit allen Mitteln für eine Erleichterung 
deutscher Investitionen im Ausland einsetzen 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundeszuschüsse zur För- 
Dr. Evcrs derung der Bienenzucht für 1970 und 1971 

nicht in der ursprünglich vorgesehenen Höhe 
von 300 000 DM (1970) zur Auszahlung kom- 
men sollen, obwohl die Imkerverbände nicht 
in der Lage sind, ohne diese Zuschüsse ihre 
Tätigkeit im bisherigen Umfang auszuüben? 


21. Abgeordneter Wieviel Prozent der für den land- und forst- 
Baeuchle wirtschaftlichen Wirtschaftswegebau bereitge- 

stellten Bundesmittel aus dem Etat 1971 des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wurden bisher bereits der 
Landesregierung Baden-Württemberg zur Ver- 
fügung gestellt? 


22. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
Baeuchle daß bei entsprechender konjunktureller Ent- 

wicklung die Freigabe der restlichen im Rah- 
men der Stabilisierungsmaßnahmen für die 
Wirtschaft bisher noch gesperrten Mittel, die 
auf Baden-Württemberg entfallen, noch in 
diesem Jahre erfolgen sollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Hat die Bundesregierung einen Überblick 
darüber, inwieweit Leistungen nach dem 
624 DM-Gesetz als Lohnnebenkosten in Preis- 
steigerungen der letzten Monate eingegangen 
sind und somit eine Umwälzung der Leistun- 
gen nach dem 624 DM-Gesetz stattgefunden 
hat? 


24. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
daß Leistungen nach dem 624 DM-Gesetz in 
Rechnungen — beispielsweise des Hand- 
werks — als Posten für die Erstellung der 
Gesamtrechnung mit in Erscheinung treten? 
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25. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung die Forde- 

Zebisch rung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zur 

kieferorthopädischen Behandlung auf Kran- 
kenschein, und was wird sie in dieser Richtung 
unternehmen? 

26. Abgeordneter Haben sich seit Inkrafttreten des sogenann- 

Zebisch ten Maschinenschutzgesetzes Haus- und Frei- 

zeitunfälle zurückentwickelt, und läßt sich in 
der Struktur der Unfälle (z. B. weniger Unfälle 
durch Haushalts- und Freizeitgeräte als durch 
Stürze etc.) die Wirksamkeit des Maschinen- 
schutzgesetzes feststellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter Ist die Behauptung richtig, daß die Bundes- 

Buchstaller wehr sich zu wenig am zivilen Unfallrettungs- 

dienst beteiligt, und welche Möglichkeiten be- 
stehen für den Sanitätsdienst der Bundeswehr, 
intensiver am zivilen Unfallrettungsdienst 
teilzunehmen? 

28. Abgeordneter Welche Möglichkeiten gibt es, den Sanitäts- 

Buchstaller dienst der Bundeswehr noch besser als bisher 

organisatorisch in den bestehenden örtlichen 
zivilen Unfallrettungsdienst einzuordnen und 
die Sanitätslehrkräfte und Sanitätseinrichtun- 
gen der Bundeswehr für die Ausbildung zivi- 
ler Unfallhilfskräfte einzusetzen? 

29. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßten den Bundesmini- 

Storm ster der Verteidigung, zum 20. Juli keinen 

Tagesbefehl an die Bundeswehr herauszuge- 
ben, in dem auf die Bedeutung dieses Tages 
hingewiesen wurde? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
von Thadden Aktionsgemeinschaft für Wirtschaftsentwick- 
lung im Raum Saarbrücken und St. Ingbert 
GmbH (AGW GmbH) im Auftrag der Landes- 
hauptstadt Saarbrücken und der Gemeinde 
Güdingen in Saarbrücken und in der Gemar- 
kung Güdingen ein Gelände zur Ansiedlung 
von .Gewerbe- und Industriebetrieben er- 
schließt, daß aber die angeworbenen Indu- 
striebetriebe ihre Ansiedlung von dem Vor- 
handensein einer Gleisanlage abhängig ma- 
chen? 
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31. Abgeordneter 

von Thadden 


32. Abgeordneter 

Biechele 


33. Abgeordneter 

Biechele 


34. Abgeordneter 

Baier 


35. Abgeordneter 

Baier 


36. Abcreordneter 

Hansen 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Bau 
dieser notwendigen Gleisanlage 4,8 Millio- 
nen DM aus dem 250 Millionen-Programm der 
Bundesregierung zur Förderung des kombi- 
nierten Verkehrs und des Gleisanschlußver- 
kehrs alsbald bereitzustellen, da sonst die 
Ansiedlung neuer Gewerbe- und Industrie- 
betriebe äußerst gefährdet ist? 

Sind Informationen zutreffend, daß die Bun- 
desautobahn Stuttgart — westlicher Bodensee 
(Schlatt unter Krähen) bis 1977 fertiggestellt 
werden soll, und in welchen Abschnitten (zeit- 
lich und räumlich) und mit welchen Kosten soll 
dieses Ziel erreicht werden? 

ln welchen Abschnitten (zeitlich und räumlich) 
und mit welchen Kosten soll die Bodensee- 
Schnellstraße, die nach neuesten Informatio- 
nen als Bundesautobahn durchgeführt werden 
soll, vom Endpunkt der Bundesautobahn 
Stuttgart — westlicher Bodensee bis Konstanz 
gebaut werden? 

Welchen Zeitplan hat der Bundesminister für 
Verkehr für die Fertigstellung der Um- 
gehungsstraße B 3 Leimen — Nußloch — Wies- 
loch vorgesehen, und trifft es zu, daß der Aus- 
bau nach Norden in Richtung Heidelberg zum 
Kurpfalzring vorgezogen wird? 

Sind dem Bundesminister für Verkehr die 
unerträglichen Verkehrsengpässe an der B 3, 
insbesondere in Nußloch, bekannt, und wird 
dies Anlaß sein, die begonnene Umgehung 
Nußloch ebenfalls unverzüglich fertigzustel- 
len? 

Wann ist mit dem Beginn des Umbaus der 
Bundesbahnstrecke Rath- — Hardt (Düsseldorf) 
zu rechnen? 


37. Abgeordneter Wird die Deutsche Bundesbahn — u. a. aus 
Hansen Gründen des Umweltschutzes und der Umwelt- 

gestaltung — die nach dem Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz gegebene Kostenteilung auch auf 
die Tieflage anwenden? 


38. Abgeordneter 
Mick 


Weshalb können Zivilblinde nicht die glei- 
chen Vergünstigungen bei den Telefonge- 
bühren erhalten, wie Kriegsblinde? 


39. Abgeordneter Wann und auf welche Weise beabsichtigt die 
Dr. Franz Bundesregierung die kuriosen, für die Be- 

troffenen aber mit erheblichen wirtschaftlichen 
Folgen verbundenen Auswirkungen des An- 
schlusses der Fernsprechteilnehmer der Ge- 
meinde Vaterstetten, Landkreis Ebersberg, an 
den Ortsbereich Zorneding rückgängig zu ma- 
chen, zumal sich infolge des Einspruches und 
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der Klage zahlreicher Fernsprechteilnehmer 
nun in einem Orte Telefonanschlüsse zweier 
verschiedener Ortsnetze befinden, im Extrem- 
falle somit innerhalb eines Hauses ein Fern- 
gespräch geführt werden muß? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 
Dr. Beermann in der Bundesrepublik Deutschland von mehr 

als einer halben Million Menschen bezogenen 
Obdachlosenunterkünften vielfach kinder- 
reiche Familien unter geradezu menschenun- 
würdigen Bedingungen oft schon jahrelang 
leben? 

41. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
Dr. Beermann stellen, daß in Wohnungen, die im Rahmen 

des langfristigen, auch zugunsten kinderrei- 
cher Familien beschlossenen und vom Bund 
mitfinanzierten Bauprogramms entstehen, vor- 
dringlich kinderreiche Familien aus Obdach- 
losenunterkünften untergebracht werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


42. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zg der 

Dr. Häfele Tatsache, daß es an den Universitäten der 

Bundesrepublik Deutschland bisher nicht einen 
Lehrstuhl für natürliche Heilwesen gibt? 

43. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Häfele rung, auf die Hochschulen einzuwirken, solche 

Lehrstühle zu schaffen, damit auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland die Ausbildung in 
dieser medizinischen Fachrichtung ermöglicht 
wird? 

44. Abgeordnete Nachdem der mit Hilfe der NASA gestartete 

Frau Dr. Walz französische Wettersatellit Eole noch nicht 

einwandfrei arbeitet und bekannt ist, daß eine 
sichere Wettervoraussage für insgesamt fünf 
Tage enorme Schäden für Landwirtschaft, Ver- 
kehr und Bevölkerung verringern und damit 
die Kosten des Satelliten in absehbarer Zu- 
kunft decken könnte, ist die Bundesregierung 
zu fragen, welches in Zahlen ausdrück bare 
Interesse sie an der Entwicklung von OMSS 
(Operationellcs Metereologisches Satelliten- 
System) nimmt? 
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45. Abgeordnete Trifft es zu, daß der Planungsausschuß nach 
Frau Dr. Walz dem Hochschulbauförderungsgesetz bei der 

Abfassung des ersten Rahmenplans nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz nicht in der 
Lage war, verbindliche Kapazitätsberechnun- 
gen zu veröffentlichen, weil es bisher nicht 
möglich gewesen sei, einheitliche Kriterien 
für Kapazitätsmodelle zu erarbeiten und für 
Prognosen im Hochschulbereich zu verwen- 
den, obwohl Staatssekretär von Dohnanyi in 
seiner Antwort auf eine schriftliche Frage 
vom 27. Mai 1970 angekündigt hatte, „eine 
weitere theoretische Entwicklung“ des von 
der Hochschulinformations-GmbH (HIS) erar- 
beiteten Kapazitätsmodells werde „bis zum 
Ende dieses Jahres (1970) abgeschlossen sein“? 

46. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die finanziellen Auf- 

Dr. Sperling Wendungen pro Kopf der Bevölkerung für 

einen Theaterplatz in der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits und für die Erwach- 
senenbildung andererseits? 

47. Abgeordneter In welcher Höhe subventioniert die öffentliche 

Dr. Sperling Hand jeden Theaterplatz und die Erwachsenen- 

bildung (pro Kopf der Bevölkerung)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


48. Abgeordneter Wie oft fanden gemeinsame Tagungen deut- 

Dr. Schulze- scher Entwicklungshelfer in Brasilien statt, 

Vorberg und welche Kosten entstanden dabei für das 

Jahr 1971? 

49. Abgeordneter Uber welche Erkenntnisse versuchter direkter 

Dr. Jahn und indirekter Einflußnahme deutscher Ent- 

(Braunschweig) Wicklungshelfer auf die gesellschaftspoliti- 
schen Verhältnisse ihrer Gastländer verfügt 
die Bundesregierung? 


Bonn, den 24. September 1971 
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